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260. Bundesverfassungsgesetz vom 6. De-
zember 1955, womit das Jugendeinstellungs-
gesetz neuerlich abgeändert wird (2. Jugend-

einstellungsgesetz-Novelle).
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Jugendeinstellungsgesetz, BGBl. Nr. 140/
1953, in der Fassung des Bundesverfassungs-
gesetzes vom 26. November 1954, BGBl. Nr. 7/
1955, wird abgeändert wie folgt:

1. Der § 8 Abs. 1 soll lauten:
„§ 8. (1) Für jeden Kalendermonat, in dem die

Einstellungspflicht nicht erfüllt wurde, hat das
nach dem Standort des Betriebes zuständige
Arbeitsamt dem Dienstgeber eine Ausgleichs-
gebühr vorzuschreiben. Die Einstellungspflicht
ist erfüllt, wenn der Monatsdurchschnitt der
beschäftigten Jugendlichen und Gleichgestellten
der Pflichtzahl entspricht, die sich aus dem arith-
metischen Mittel der am ersten und letzten
Arbeitstag in Beschäftigung gestandenen Dienst-
nehmer (§ 5) des jeweiligen Monats ergibt."

2. Im § 13 ist die Zeitangabe „31. Dezember
1955" durch die Zeitangabe „31. Dezember
1956" zu ersetzen.

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesverfassungs-
gesetzes ist das Bundesministerium für soziale
Verwaltung im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt und den Bundesministerien für Han-
del und Wiederaufbau, für Finanzen und für
Land- und Forstwirtschaft betraut.

Körner
Raab Maisel Illig

Kamitz Thoma

2 6 1 . Bundesverfassungsgesetz vom 6. De-
zember 1955 über die Aufhebung des Bundes-
Verfassungsgesetzes vom 24. Juli 1946,
BGBl. Nr. 140, über die Rechtshilfe, die Aus-
lieferung und Durchlieferung in Strafsachen,
für die nach österreichischem Recht das

Volksgericht zuständig wäre.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesverfassungsgesetz vom 24. Juli
1946, BGBl. Nr. 140, über die Rechtshilfe, die
Auslieferung und Durchlieferung in Strafsachen,
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für die nach österreichischem Recht das Volks-
gericht zuständig wäre, wird aufgehoben.

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesverfassungs-
gesetzes sind die Bundesministerien für Justiz
und für Inneres betraut.

Körner
Raab Kapfer Helmer

2 6 2 . Bundesgesetz vom 6. Dezember 1955
über die Aufhebung des Bundesgesetzes vom
30. Jänner 1946, BGBl. Nr. 66, über die
Rechtshilfe, die Auslieferung und Durchlie-
ferung in Strafsachen, für die nach österrei-
chischem Recht das Volksgericht zuständig

wäre.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 30. Jänner 1946, BGBl.
Nr. 66, über die Rechtshilfe, die Auslieferung
und Durchlieferung in Strafsachen, für die nach
österreichischem Recht das Volksgericht zustän-
dig wäre, wird aufgehoben.

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
die Bundesministerien für Justiz und für Inneres
betraut.

Körner
Raab Kapfer Helmer

2 6 3 . Bundesgesetz vom 6. Dezember 1955,
betreffend Änderungen des Bundesgesetze»
über die Beschäftigung von Kindern und

Jugendlichen.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Im Bundesgesetz vom 9. Juli 1953, BGBl.
Nr. 141, womit das Bundesgesetz über die Be-
schäftigung von Kindern und Jugendlichen ab-
geändert wird, in der Fassung des Bundesgesetzes
vom 26. November 1954, BGBl. Nr. 19/1955,
tritt im Artikel III Abs. 1 an Stelle der Zeit-
angabe „31. Dezember 1955" die Zeitangabe
„31. Dezember 1956".

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung,
hinsichtlich des Bergbaues das Bundesministerium
für Handel und Wiederaufbau betraut.

Körner
Raab Maisel Illig

264. Bundesgesetz vom 6. Dezember 1955
über die Einriebung einer Biersteuer (Bier-

steuergesetz 1956).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Gegenstand und Höhe der Biersteuer.

§ 1. Als Bier im Sinne dieses Bundesgesetzes
unterliegt ein Getränk einer Verbrauchsabgabe
(Biersteuer), wenn es aus stärkehältigen land-
wirtschaftlichen Erzeugnissen, fallweise auch
unter zusätzlicher Verwendung von Stärkeprä-
paraten, Zuckerstoffen und Geschmackstoffen
sowie aus Hopfen unter Zuhilfenahme von
Wasser und Hefe durch Maisch (Aufschließungs-
und Verzuckerungs-)- und Gärungsvorgänge
bereitet ist und neben Aethylalkohol und Koh-
lensäure noch verschieden große Mengen von
zumeist unvergärbaren, aus den genannten
Rohmaterialien stammende Extraktstoffe als
wesentliche Bestandteile enthält.

§ 2. Der Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes
erstreckt sich auf das in § 1 Zollgesetz 1955,
BGBl. Nr . 129, näher bestimmte Zollgebiet.

§ 3. (1) Die Biersteuer beträgt je Hektoliter
für Bier mit einem Stammwürzegehalt bis ein-
schließlich 14 v. H. (Normalbier) 72'50 S, für
Bier mit einem Stammwürzegehalt von mehr
als 14 v. H. bis einschließlich 20 v. H. (Stark-
bier) 145 S und für Bier mit einem Stamm-
würzegehalt von mehr als 20 v. H . (Sonder-
bier) für jede angefangene Einheit im Hundert-
satz des Stammwürzegehaltes 10 S.

(2) Unter Stammwürzegehalt ist der Gehalt an
gelösten Stoffen (Extraktgehalt) in Gewichts-
hundertteilen (Kilogramm gelöste Stoffe in
100 kg Anstellwürze) zu verstehen, wie er sich
für die ungegorene Anstellwürze aus der Zurück-
rechnung des Extraktgehaltes des genußfertigen
Bieres ergibt.

(3) Die Biersteuer für im Inland hergestelltes
Normalbier ermäßigt sich für die ersten
3500 Hektoliter, für welche die Steuerschuld
innerhalb eines Kalenderjahres bei der einzelnen
Brauerei (Herstellungsbetrieb) entstanden ist, um
40 v. H. und unter der jeweils gleichen Bedin-
gung für die zweiten 3500 Hektoliter um
30 v. H., für die dritten 3500 Hektoliter um
20. v. H. und für die vierten 3500 Hektoliter um
10 v. H.

Entstehung der Steuerschuld und Steuer-
schuldner.

§ 4. (1) Die Steuerschuld entsteht dadurch, daß
Bier aus der Brauerei (Herstellungsbetrieb) weg-
gebracht oder innerhalb derselben getrunken
oder auf andere Art verbraucht wird, und zwar
im Zeitpunkte der Wegbringung des Bieres oder
der Entnahme desselben zum Verbrauch.

(2) Die Steuerschuld entsteht nicht, wenn Bier
innerhalb der Brauerei zu Untersuchungszwecken
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getrunken (gekostet) oder zu diesen Zwecken in
anderer Weise (zum Beispiel im Laboratorium)
verbraucht oder finanzamtlich zu Untersuchungs-
zwecken entnommen wird (§ 15 Abs. 1).

(3) Steuerschuldner ist der, für dessen Rechnung
der Brauereibetrieb geführt wird (Brauerei-
inhaber).

(4) Bei der Einfuhr von Bier in das Zollgebiet
gelten für die Entstehung der Steuerschuld, für
den Zeitpunkt, in dem die Steuerschuld ent-
steht und für die Person des Steuerschuldners
die entsprechenden Vorschriften des Zollgesetzes
1955, BGBl. Nr . 129.

(5) Für Bier, das in einer innerhalb einer Zoll-
freizone (§ 173 Zollgesetz 1955, BGBl. N r . 129)
gelegenen Brauerei verbraucht oder aus einer sol-
chen Brauerei zum Verbrauch in der gleichen
Zollfreizone weggebracht wird, gelten die Bestim-
mungen der Abs. 1 bis 3. Wenn Bier aus einer
in einer Zollfreizone gelegenen Brauerei in das
übrige Zollgebiet weggebracht wird, entsteht die
Steuerschuld beim Übergang von der Zollfreizone
in das übrige Zollgebiet; solches Bier ist hinsicht-
lich der Wegbringung aus der Brauerei wie Aus-
fuhrbier zu behandeln (§ 11).

Wegbringung von Bier aus der Brauerei.

§ 5. (1) Fertiges Bier darf nur in vom Finanz-
amt genehmigten Räumen gelagert und aus sol-
chen aus der Brauerei weggebracht oder zum Ver-
brauch innerhalb der Brauerei abgegeben werden.
Der Brauereiinhaber hat die geeigneten Vorkeh-
rungen zu treffen, daß aus diesen Räumen die
Wegbringung (Entnahme) ohne Wissen des
Brauereiinhabers oder des verantwortlichen
Betriebsleiters (§ 13.) und ohne Aufzeichnung der
entnommenen Biermengen im Bierbuch ( § 1 6
Abs. 4) unmöglich ist. Bier darf nur in zugelas-
senen Transportgefäßen aus der Brauerei weg-
gebracht oder entnommen werden.

(2) Als Transportgefäße sind nur zugelassen:
1. Fässer in den handelsüblichen Rauminhalts-

stufen von 12½ (Achtelfaß), 25 (Viertelfaß),
50 (halbes Faß), 100 (ganzes Faß) und 200 (Dop-
pelfaß) Liter, die nach den Bestimmungen des
Maß- und Eichgesetzes (MEG.), BGBl. Nr . 152/
1950, geeicht sind (Bierfässer). Abweichungen
nach oben, und zwar bis höchstens 4 v. H., sind
zulässig.

2. Aus Metall gefertigte Transportbehälter und
Tankwagenbehälter von 10 Hektoliter Raum-
inhalt aufwärts, die nach § 8 Abs. 1 Z. 1 oder
Abs. 2 Z. 5 MEG. geeicht sein müssen.

3. Flaschen im Sinne der § § 1 9 und 24 bis
26 MEG.

4. Dosen aus Blech mit einem Rauminhalt von
0'2 bis 0'5 Liter. Solche Dosen sind vor dem erst-
maligen Gebrauch vom Brauereiinhaber unter
Angabe des durchschnittlichen Rauminhaltes der

Dosen sowie des erfahrungsgemäß vorkommen-
den Mindest- und Höchstrauminhaltes beim Fi-
nanzamt in zweifacher Ausfertigung anzumelden.
Gleichzeitig mit der Anmeldung sind Muster der
angezeigten Dosen beim Finanzamt zu hinter-
legen. In den Fällen des § 7 Abs. 4 Satz 2 ist
außerdem der Inhalt, der handelsüblich in Rech-
nung gestellt wird, anzugeben. Dosen, die Ab-
weichungen im Rauminhalt aufweisen, gelten als
Dosen der gleichen Größe, sofern diese Abwei-
chungen auf Zufälligkeiten bei der Herstellung
beruhen.

(3) Der Brauereiinhaber hat die Transport-
gefäße mit dem Namen (Firma) und dem Or t der
Brauerei, in der das Bier hergestellt worden ist,
in dauerhafter Weise zu bezeichnen.

(4) Statt der Angabe des Namens (Firma) und
des Ortes der Brauerei gemäß Abs. 3 kann das
Bundesministerium für Finanzen auf Antrag des
Brauereiinhabers die Verwendung einer anderen
Bezeichnung genehmigen, wenn eine solche schon
bisher verwendet wurde oder wenn sie geschützt
ist, ferner wenn aus Werbegründen die Verwen-
dung einer anderen Bezeichnung erstmals beab-
sichtigt ist und wenn in allen diesen Fällen aus
der Bezeichnung die Herkunft des Bieres ein-
wandfrei hervorgeht. Der Antrag ist dem Finanz-
amt in dreifacher Ausfertigung vorzulegen.

(5) Transportbehälter und Tankwagenbehälter
(Abs. 2 Z. 2) dürfen für die Wegbringung von
Bier aus der Brauerei erst in Verwendung genom-
men werden, wenn dies der Brauereiinhaber dem
Finanzamt in zweifacher Ausfertigung angezeigt
hat und sich eine vom Finanzamt bestätigte Aus-
fertigung der Anzeige in der Brauerei befindet.
Auf jedem einzelnen derartigen Behälter ist eine
Nummer oder ein anderes, seine Nämlichkeit er-
weisendes Unterscheidungszeichen auf dauerhafte
Weise anzubringen. In der Anzeige ist für jeden
Behälter die Art, die Nummer (oder das Unter-
scheidungszeichen) sowie der eichbehördlich be-
zeichnete Rauminhalt anzugeben. Die gleiche
Nummer oder das gleiche Unterscheidungszeichen
darf in einer Brauerei nur einmal benützt wer-
den. Der Brauereiinhaber hat über alle Trans-
port- und Tankwagenbehälter ein Verzeichnis,
aus dem die Nummer (das Unterscheidungszei-
chen), der Rauminhalt und das Jahr der Eichung
zu ersehen sind, laufend zu führen und den Auf-
sichtsorganen auf Verlangen vorzulegen.

§ 6. (1) Bier darf aus der Brauerei nicht weg-
gebracht werden, bevor es in den dem beabsich-
tigten Charakter des Bieres entsprechenden, zum
Genuß fertigen Zustand gebracht ist. Ausnahmen
kann die Finanzlandesdirektion zulassen, wenn
nicht zu erwarten ist, daß das Erzeugnis unter
Volumenvermehrung als Bier verwendet wird;
werden Ausnahmen gewährt, so ist das Erzeugnis
bei der Wegbringung aus der Brauerei als Bier
zu versteuern.

145
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(2) Eingedickte Biere, die durch Ausfrieren oder
andere Konzentrationsverfahren aus Bieren, die
normal vergorenen Würzen entstammten, her-
gestellt worden sind, gelten im Sinne des Abs. 1
unbeschadet ihres Extraktgehaltes als in den zum
Genuß fertigen Zustand gebracht, sofern sie
ansonsten dem beabsichtigten Charakter ent-
sprechen.

(3) Der Zusatz von Wasser zum Bier, gleich-
gültig, in welchem Zustand der Reinheit sich das
Wasser befindet, sowie das Vermischen von N o r -
malbier, Starkbier und Sonderbier untereinander
ist nach Entstehung der Steuerschuld bis zur
Übernahme des Bieres durch den Letztver-
braucher jedermann verboten.

Steuerpflichtige Menge.

§ 7. (1) Bei der Wegbringung in Bierfässern
(§ 5 Abs. 2 Z. 1) beträgt die steuerpflichtige
Menge unter Berücksichtigung eines Zuschlages
von 2 v. H.

Liter

für ein Achtelfaß 1275,
für ein Viertelfaß 25'5,
für ein halbes Faß 51'0,
für ein ganzes Faß 102'0,
für ein Doppelfaß 204'0.
(2) Bei der Wegbringung in Transportbehältern

und Tankwagenbehältern (§ 5 Abs. 2 Z. 2) hat
als steuerpflichtige Menge der eichbehördlich be-
zeichnete Rauminhalt zu gelten.

(3) Bei der Abgabe in Flaschen ist die steuer-
pflichtige Menge gleich dem Nenninhalt (§ 5
Abs. 2 Z. 3).

(4) Bei der Abgabe von Bier in Dosen (§ 5
Abs. 2 Z. 4) gilt als steuerpflichtige Menge der
finanzamtlich festgestellte Rauminhalt. Wird für
die einzelne Dose oder für eine Mehrzahl von
Dosen (zum Beispiel in Kisten, Kästen, Körben
oder dergleichen) dem Abnehmer in handels-
üblicher Weise ein höherer als der in Satz 1 an-
geführte Rauminhalt in Rechnung gestellt, so
gilt als steuerpflichtige Menge der in Rechnung
gestellte Rauminhalt der Dosen.

(5) In den Fällen der Abs. 3 und 4 sind bei
jedem zu ermittelnden Einzelposten der steuer-
pflichtigen Menge (einzelne Lieferung, Wegbrin-
gung oder Entnahme) Hundertstelliter, die sich
aus der Zahl der Gefäße gleicher Größe und dem
Nenninhalt (Flaschen) oder dem finanzamtlich
festgestellten Rauminhalt (Dosen) ergeben, außer
Betracht zu lassen.

(6) Im Falle des § 6 Abs. 1 ist die Menge des
Erzeugnisses mittels geeichter Meßgeräte festzu-
stellen; wird sie aus dem Eigengewicht ermittelt,
so sind 100 Kilogramm als 100 Liter zu rechnen.

§ 8. (1) Bei der Einfuhr in Fässern, Transport-
behältern und Tankwagenbehältern wird die
steuerpflichtige Menge des Bieres nach der eich-
behördlichen Rauminhaltsangabe festgesetzt,

wenn die Transportgefäße in deutlicher und
dauerhafter Weise angebrachte Eichstempel (Eich-
zeichen, Jahreszeichen) und die eichbehördliche
Bezeichnung des Rauminhaltes nach Litern tra-
gen, gegen die Richtigkeit der eichbehördlichen
Vermerke keine Bedenken bestehen und seit der
letzten Eichung — das Eichjahr mitgerechnet —
nicht mehr als drei Jahre verflossen sind.

(2) Bei der Einfuhr in Flaschen oder in Dosen
ist der Rauminhalt je eines Stückes dieser Trans-
portgefäße von gleicher Form und annähernd
gleicher Größe durch Einguß von der handels-
üblichen Füllung entsprechenden Wassermengen
zu bestimmen; auf die Auswahl steht dem Steuer-
schuldner kein Einfluß zu. Von dem Öffnen einer
gefüllten Flasche oder Dose ist Abstand zu neh-
men, wenn Muster beigebracht oder hinterlegt
werden und gegen deren Übereinstimmung mit
den Flaschen oder Dosen der Sendung keine Be-
denken bestehen.

(3) Sofern die in Abs. 1 angeführten Bedin-
gungen nicht gegeben sind oder der in Abs. 2
angeführte Vorgang nicht durchführbar ist, ist
bei der Einfuhr die steuerpflichtige Menge auf
Grund der Angaben in der Originalrechnung
festzustellen, wenn diese gleichzeitig mit dem
Antrag auf Zollabfertigung vorgelegt wird, den
Inhalt jedes einzelnen Transportgefäßes in Litern
aufweist und wenn der Zustand der Sendung
den Rechnungsangaben entspricht und auch sonst
keine Bedenken gegen die Richtigkeit der Rech-
nung bestehen.

(4) Von der amtlichen Nachprüfung des
Stammwürzegehaltes des eingeführten Bieres
kann abgesehen werden, wenn gegen die Richtig-
keit der Angaben in der Warenerklärung (Steuer-
erklärung) keine Bedenken bestehen. In Zwei-
felsfällen ist sinngemäß nach § 15 Abs. 1 zu ver-
fahren.

Anmeldung, Festsetzung und Fälligkeit der Bier-
steuer.

§ 9. (1) Der Steuerschuldner hat die Bier-
mengen, für welche in einem Kalendermonat die
Steuerschuld entstanden ist, getrennt nach den
einzelnen Biergattungen (§ 3), bis zum zehnten
Tag des nächsten Monates dem Finanzamt zur
Festsetzung der Steuer in zweifacher Ausferti-
gung anzumelden und in der Anmeldung auf
Grund der Eintragungen in den Bierbüchern
( § 1 6 Abs. 4) den Steuerbetrag selbst zu errech-
nen (Steuererklärung). Eine drit te Ausfertigung
der Steuererklärung hat der Brauereiinhaber zehn
Jahre hindurch aufzubewahren.

(2) Das Finanzamt hat den Steuerbetrag auf der
Anmeldung festzusetzen, wenn der festzu-
setzende Betrag mit dem angemeldeten überein-
stimmt. In diesem Falle ist kein Steuerbescheid
zu erlassen. Der Steuerschuldner hat den von ihm
selbst errechneten Steuerbetrag (Abs. 1) bis zum
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fünfundzwanzigsten Tag des Monates zu ent-
richten, der auf den Monat folgt, in dem die
Steuerschuld entstanden ist.

(3) Wenn die Prüfung der Anmeldung (Abs. 1)
durch das Finanzamt zu einer Abweichung von
dem Steuerbetrag führt, den der Steuerschuldner
selbst errechnet hat, ist ein Steuerbescheid zu er-
lassen. In diesem Bescheid ist die Fälligkeit frü-
hestens zu dem in Abs. 2 genannten Zeitpunkt
festzusetzen. Kann der Bescheid nicht mindestens
eine Woche vor diesem Termin zugestellt wer-
den, ist die Fälligkeit auf den letzten Tag der
auf den Tag der Zustellung folgenden Woche
festzusetzen.

§ 10. (1) Bei der Einfuhr von Bier ist die
Steuererklärung zugleich mit dem Antrag auf
Zollabfertigung, und zwar in der Warenerklä-
rung (§ 52 Zollgesetz 1955, BGBl. Nr . 129) ab-
zugeben. In der Warenerklärung sind die Bier-
gattung (§ 3) und für jede Biergattung Zahl,
Art und Rauminhalt der einzelnen Umschlie-
ßungen anzugeben. Flaschen oder Dosen von
gleicher Form und annähernd gleicher Größe
dürfen mit ihrem Durchschnittsrauminhalt an-
gemeldet werden.

(2) Für die Festsetzung und für die Fälligkeit
der Biersteuer gelten die entsprechenden Bestim-
mungen des Zollgesetzes 1955, BGBl. Nr . 129,
hinsichtlich des Zolles.

Steuerbefreiung.

§ 11. (1) Bier, das unter amtlicher Aufsicht
ausgeführt wird, ist von der Biersteuer befreit,
wenn die auf einmal zur Abfertigung (Abs. 4)
gelangende Biermenge mindestens 100 Liter be-
trägt. Der Anspruch auf Steuerbefreiung steht
nur dem Brauereiinhaber und nur bei unmittel-
barer Ausfuhr aus den genehmigten Lagerräumen
einer Brauerei zu (§ 5 Abs. 1). Ein gemeinsamer
Transport des Ausfuhrbieres mit anderem, zum
Absatz im Inland bestimmten Bier ist gestattet,
wenn das Ausfuhrbier unter amtlichem Einzel-
verschluß (bei Bierfässern, Transportbehältern
und Tankwagenbehältern) oder Sammelverschluß
(bei Flaschen und Dosen in Kästen, Kisten
u. dgl.) gelegt werden kann; in diesem Falle ist
die amtliche Abfertigung (Abs. 2 bis 4) gebühren-
pflichtig.

(2) Der Brauereiinhaber hat das zur Ausfuhr
bestimmte Bier für die Abfertigung bereitzu-
stellen und dem Finanzamt anzumelden. Er hat
hiezu eine Austrittsanzeige nach den Bestim-
mungen des § 124 des Zollgesetzes 1955, BGBl.
Nr . 129, in doppelter Ausfertigung beizubringen.
Das Bier darf aus den genehmigten Lagerräumen
vor der Abfertigung nicht entfernt werden.

(3) Bierfässer, Transportbehälter und Tank-
wagenbehälter müssen spundvoll, Flaschen und
Dosen handelsüblich gefüllt sein. In einem Pack-
stück dürfen nur Flaschen oder Dosen von glei-

cher Größe verpackt sein. Das Finanzamt kann
zulassen, daß Flaschen oder Dosen von verschie-
dener Größe oder solche Flaschen und solche
Dosen gemeinsam verpackt werden, wenn die
für einen Empfänger bestimmte Ausfuhrmenge
in einem einzigen Packstück untergebracht werden
kann.

(4) Die Abfertigung hat sich auf die Feststel-
lung, daß das Bier unverdorben ist und mit der
Anmeldung hinsichtlich der Gattung (§ 3 Abs. 1)
und der Menge (§ 7) übereinstimmt, zu er-
strecken. Die Feststellung kann probeweise er-
folgen. Die abgefertigten Biersendungen sind
amtlich zu verschließen.

(5) Im übrigen gelten hinsichtlich der Austritts-
behandlung die Bestimmungen des § 124 Zoll-
gesetz 1955, BGBl. N r . 129.

(G) Der Brauereiinhaber hat die mit der Aus-
trittsbestätigung des Austrittszollamtes versehene
Austrittsanzeige als Beleg dem Bierbuch (§ 16
Abs. 4) anzuschließen. Das Finanzamt hat den
Austritt auf der ihm vom Anweisungszollamt
übermittelten Urschrift des Abfertigungsbefundes
nach Einsicht in die rückgelangte, bestätigte Aus-
trittsanzeige zu vermerken.

(7) Das Finanzamt kann auf Antrag gegen
jederzeitigen Widerruf von der Bereitstellung
des Bieres (Abs. 2) und von der Abfertigung
sowie von der Verschlußanlegung (Abs. 4) Ab-
stand nehmen. In diesem Falle genügt die Vor-
lage der gemäß Abs. 6 Satz 1 bestätigten Aus-
trittsanzeige.

(8) Flaschen, die ausschließlich zur Ausfuhr von
Bier bestimmt sind, sind vom Finanzamt auch in
einer von § 5 Abs. 2 Z. 3 abweichenden Be-
schaffenheit zuzulassen. Der Brauereiinhaber hat
die Flaschen nach ihrem durchschnittlichen Raum-
inhalt unter Angabe des erfahrungsgemäß vor-
kommenden Mindest- und Höchstrauminhaltes
dem Finanzamt in zweifacher Ausfertigung anzu-
zeigen. Gleichzeitig mit der Anzeige sind Muster
der angezeigten Flaschen beim Finanzamt zu
hinterlegen. Das Finanzamt hat in Gegenwart des
Brauereiinhabers oder eines von ihm Beauftrag-
ten den Rauminhalt für jede einzelne angezeigte
Flaschengröße nach dem Durchschnitt von wenig-
stens 10 Flaschen zu ermitteln. Als Rauminhalt
ist der Inhalt bei handelsüblicher Füllung fest-
zusetzen. Flaschen, die Abweichungen im Raum-
inhalt aufweisen, gelten als Flaschen der gleichen
Größe, sofern diese Abweichungen bei der Her-
stellung zufällig entstanden sind. Für Dosen, die
nach § 5 Abs. 2 Z. 4 nicht zugelassen und die aus-
schließlich zur Ausfuhr von Bier bestimmt sind,
gilt bis zu einem Rauminhalt von zwei Liter
das gleiche sinngemäß.

Rückerstattung der Biersteuer.

§ 12. (1) Für Bier, für das die Steuerschuld ent-
standen war und das in die Brauerei, in der es
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hergestellt wurde, zurückgebracht wird (Rück-
bier), ist die Biersteuer zu erstatten, wenn eine
Beimengung von Wasser oder von anderen Flüs-
sigkeiten ausgeschlossen erscheint und es sich
nicht u m Ausleerbier, Tropfbier oder Bierneigen
handelt.

(2) Beim Wiedereingang in die Brauerei ist das
Bier im Bierbuch ( § 1 6 Abs. 4) mit der in den
Gefäßen tatsächlich enthaltenen Menge und dem
zutreffenden Stammwürzegehalt einzutragen. Die
einzutragenden Mengen richten sich bei spund-
vollen Fässern, bei handelsüblich gefüllten Fla-
schen und bei originalverschlossenen Dosen nach
den einschlägigen Bestimmungen des § 7. Sind die
Gefäße nur teilweise gefüllt, so ist, sofern es sich
um Normalbier handelt und das Auslitern mit
Schwierigkeiten verbunden ist, die Litermenge
aus dem Eigengewicht des Bieres dadurch zu er-
mitteln, daß 100 Kilogramm als 100 Liter ge-
rechnet werden.

(3) Rückbier kann auf Antrag unter amtlicher
Aufsicht vernichtet oder unbrauchbar gemacht
werden. Der Antrag ist beim Finanzamt münd-
lich oder schriftlich binnen drei Tagen nach dem
Wiedereingang des Bieres zu stellen. Als Un-
brauchbarmachung gilt; auch die Verwendung des
Bieres zur Branntweinerzeugung unter amtlicher
Aufsicht. Die mit der Vernichtung oder Un-
brauchbarmachung von Rückbier zusammenhän-
genden Handlungen der amtlichen Aufsicht sind
gebührenpflichtig.

(4) Für Rückbier, das nicht unter amtlicher
Aufsicht vernichtet oder unbrauchbar gemacht
wird, können vom Finanzamt weitere Über-
wachungsmaßnahmen angeordnet werden, wenn
die Menge an Rückbier in ungewöhnlichem U m -
fang oder nicht nur vorübergehend zunimmt und
hiefür keine als ausreichend anerkannte Erklä-
rung gegeben wird oder wenn andere auffallende
Umstände oder Unstimmigkeiten mit den Ein-
tragungen im Bierbuch mehrmals festgestellt
wurden. Das Finanzamt kann insbesondere an-
ordnen, daß das in die Brauerei zurückgebrachte
und im Bierbuch eingetragene Bier erst nach amt-
licher Überprüfung zum Wiederausgang ohne
Umfüllung und ohne Bearbeitung verwendet
oder in den Betrieb wieder aufgenommen wird.
Derartige, aus den besonders angeordneten Maß-
nahmen der amtlichen Aufsicht sich ergebende
Amtshandlungen sind gebührenpflichtig.

(5) Der auf das Rückbier entfallende Biersteuer-
betrag wird in der Form rückerstattet, daß das
im Bierbuch als Zugang eingetragene Rückbier
von der Menge der im gleichen Monat steuer-
pflichtig gewordenen Biergattung abgesetzt wird.
Stehen mit Ende dieses Monates bei den ent-
sprechenden Biergattungen für die Absetzung der
Rückbiermenge ausreichende steuerpflichtige
Mengen nicht zur Verfügung, so ist die restliche
Rückbiermenge auf gleiche Weise im nächstfol-
genden Monat abzusetzen. Bei Starkbier und

Sonderbier kann die Rückerstattung auch in der
Form vorgenommen werden, daß die entfallende
Biersteuer ermittelt und von dem am Ende des
Monates sich ergebenden Gesamtbiersteuerbetrag
abgesetzt wird.

(6) Brauereiinhabern ist es gestattet, aus anderen
Brauereien stammendes Bier mit dem Anspruch
auf Rückerstattung der Biersteuer in ihre Brau-
erei aufzunehmen (Fremdbier). Voraussetzung
dafür ist, daß in jedem einzelnen Falle vor der
Aufnahme Menge, Gat tung und Herkunf t des
Bieres dem Finanzamt in zweifacher Ausfertigung
angezeigt wird. Solches Bier ist amtlich abzu-
fertigen und zum Zwecke der Rückerstattung der
Biersteuer wie Rückbier zu behandeln.

Amtliche Aufsicht.

§ 13. (1) Die Brauereien und die Bierausschank-
betriebe, die in örtlicher Verbindung mit einer
Brauerei stehen, sowie die mit Bier oder Trans-
portgefäßen für Bier beladenen Transportmit tel
unterliegen der amtlichen Aufsicht.

(2) Wenn ein Brauereiinhaber oder derjenige,
für dessen Rechnung ein Bierausschankbetrieb im
Sinne des Abs. 1 geführt wird (Inhaber eines
Bierausschankbetriebes), den Betrieb nicht oder
nicht zur Gänze selbst leitet, ist zur Erfüllung
der Verpflichtungen des Inhabers gegenüber den
Finanzbehörden ein verantwortlicher Betriebs-
leiter zu bestellen. Das gleiche gilt, wenn der
Inhaber länger als drei Tage an der Leitung ver-
hindert ist.

(3) Die beabsichtigte Bestellung eines verant-
wortlichen Betriebsleiters ist dem Finanzamt in
zweifacher Ausfertigung anzuzeigen. Die Anzeige
ist von der für die verantwortliche Betriebs-
leitung vorgesehenen Person zu unterfertigen.
Ein verantwortlicher Betriebsleiter darf erst be-
stellt werden, wenn das Finanzamt der beab-
sichtigten Bestellung zugestimmt hat. Die Zu-
stimmung des Finanzamtes ist unter dem Vor-
behalt des Widerrufes zu erteilen. Sie ist auf
beiden Ausfertigungen der Anzeige zu ver-
merken.

(4) Im Falle des Bedarfes können für einzelne
Teile des Betriebes eigene Betriebsleiter bestellt
werden.

(5) Die Abberufung eines bestellten verantwort-
lichen Betriebsleiters ist dem Finanzamt in zwei-
facher Ausfertigung anzuzeigen.

§ 14. (1) Wer einen nach § 13 Abs. 1 der amt-
lichen Aufsicht unterliegenden Betrieb eröffnen
oder nach angezeigtem zeitweiligem Ruhen
(Abs. 7) wieder in Betrieb setzen will, hat dies
spätestens zwei Wochen vor der beabsichtigten
Aufnahme des Betriebes dem Finanzamt in zwei-
facher Ausfertigung anzuzeigen.

(2) Bei erstmaliger Eröffnung einer Brauerei
sind gleichzeitig die Betriebsräume, die Geräte,
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Gefäße und Vorrichtungen anzuzeigen. In einer
in zweifacher Ausfertigung abzugebenden Be-
triebserklärung ist das gesamte technische Ver-
fahren der Bierbereitung bis zur Wegbringung
zu beschreiben. Außerdem ist ein Grundriß der
Brauereiräume beizufügen, in dem die Aufstellung
der Geräte, Gefäße und Vorrichtungen einge-
zeichnet und die zur Abfüllung, Lagerung und
Abgabe von fertigem Bier dienenden Räume (§ 5
Abs. 1) besonders bezeichnet sind.

(3) Ausschankräume, die in örtlicher Verbin-
dung mit einer Brauerei stehen (§ 20), sind in
gleicher Weise zu beschreiben und im Grundriß
festzuhalten. Die Verbindungswege und die für
die Lagerung des zum Ausschank bestimmten
Bieres vorgesehenen Räume sind besonders dar-
zustellen. Bei späterer Eröffnung des Ausschankes
von Bier in örtlicher Verbindung mit einer be-
stehenden Brauerei ist sinngemäß zu verfahren.

(4) Werden an den angemeldeten Betriebs- und
Ausschankräumen sowie an Geräten und Gefäßen
Änderungen vorgenommen, so hat dies der
Brauereiinhaber (der Inhaber des Bierausschank-
betriebes) innerhalb von drei Tagen nach Be-
endigung derselben dem Finanzamt in zweifacher
Ausfertigung anzuzeigen. In der Anzeige ist der
Tag der Fertigstellung oder der Durchführung
der Änderungen anzuführen.

(5) Bei der Nachprüfung der in den Anzeigen
(Abs. 1 bis 4) gemachten Angaben hat der
Brauereiinhaber oder der verantwortliche Be-
triebsleiter anwesend zu sein. Unstimmigkeiten
in den Angaben sind durch Berichtigung seitens
des Brauereiinhabers zu beheben. Die Überein-
stimmung der in den Anzeigen (Abs. 1 bis 4) ge-
machten Angaben mit den tatsächlichen Verhält-
nissen ist auf beiden Ausfertigungen der An-
zeigen (Nachweisung, Grundriß, Beschreibung)
vom Finanzamt zu bestätigen. Das Finanzamt
kann anordnen, daß an den Geräten, Gefäßen
und Vorrichtungen Bezeichnungen angebracht
werden.

(6) Jeder Wechsel in der Person des Brauerei-
inhabers (Inhabers des Bierausschankbetriebes) ist
dem Finanzamt binnen einer Woche vom neuen
und in Fällen freiwilligen Überganges auch vom
bisherigen Inhaber in zweifacher Ausfertigung
anzuzeigen. Der neue Inhaber hat hiebei die
Richtigkeit der in den Anzeigen enthaltenen An-
gaben (Abs. 2 bis 4) samt Grundriß schriftlich an-
zuerkennen oder eine neue Anzeige (bei
Brauereien samt Grundriß) abzugeben.

(7) Ruht der Brauereibetrieb oder der in ört-
licher Verbindung mit der Brauerei betriebene
Ausschank von Bier länger als drei Monate, so
hat der Inhaber dem Finanzamt hierüber in zwei-
facher Ausfertigung Anzeige zu erstatten. Eine
solche Anzeigepflicht besteht auch dann, wenn
die Betriebsräume oder die Betriebseinrichtung

derart verändert worden sind, daß ein ordnungs-
mäßiger Betrieb nicht mehr stattfinden kann.

§ 15. (1) Die Organe der Finanzverwaltung
sind ermächtigt, in den Brauereien zum Zwecke
der Feststellung des Stammwürzegehaltes von
dem zum Ausgang bestimmten Bier in Gegen-
wart des Brauereiinhabers oder des verantwort-
lichen Betriebsleiters unentgeltlich zwei gleich-
artige Proben von je mindestens 500 cm3 zu ent-
nehmen. Das gleiche gilt für die Entnahme von
Bier-, Bierwürze- und Braustoffproben zu sonsti-
gen Untersuchungszwecken. Auf die Auswahl der
Proben steht dem Brauereiinhaber kein Einfluß
zu.

(2) Für jeden der amtlichen Aufsicht unter-
liegenden Betrieb ( § 1 3 Abs. 1) ist vom Brauerei-
inhaber (Inhaber eines Bierausschankbetriebes) ein
Betriebsbefundheft anzulegen.

(3) Im Betriebsbefundheft sind vom Brauerei-
inhaber die ihm vom Finanzamt mit dem Auf-
trag zur Aufbewahrung zugestellten Geschäfts-
stücke zu hinterlegen.

Buchführungspflicht.

§ 16. (1) Der Brauereiinhaber ist zur Führung
folgender Bücher verpflichtet:

1. eines oder mehrerer Rohstoffbücher;
2. eines oder mehrerer Betriebsbücher;
3. eines oder mehrerer Bierbücher.
(2) In den Rohstoffbüchern sind die für Zwecke

der Brauerei bestimmten Zugänge aller zur Her-
stellung von Bier dienenden oder verwendbaren
Braustoffe mengenmäßig einzutragen.

(3) In den Betriebsbüchern sind für die einzel-
nen Brauverfahren (Gebräue) die Menge der ver-
wendeten Braustoffe (§ 1), die Menge der Aus-
schlagwürze, der Anstellwürze und deren Ex-
traktgehalte bei 20° C sowie die daraus erhaltenen
Mengen an Jungbier und fertigem Bier und die
nach Abschluß des Sudverfahrens beigegebenen
Zusätze einzutragen. Schließlich ist zu jedem ein-
zelnen Sudverfahren unter Beifügen des für die
Brauerei zutreffenden Schwundsatzes, berechnet
von der Menge der Ausschlagwürze, die sich bis
zum Ausstoß ergebende Menge an fertigem, ver-
kaufsfähigem Bier festzuhalten.

(4) In den Bierbüchern sind die aus den ge-
nehmigten Räumen (§ 5 Abs. 1) ausgehenden
Biermengen und deren Empfänger festzuhalten,
und zwar getrennt nach den einzelnen Biergattun-
gen sowie nach steuerpflichtiger und steuerfreier
Wegbringung (§§ 4 und 11). Ferner sind die ein-
gehenden Mengen an Rückbier, und zwar ge-
trennt nach den einzelnen Biergattungen, und
die Rücklieferer auszuweisen.

(5) Die Eintragungen nach Abs. 2 bis 4 sind
laufend vorzunehmen. Näheres über den Inhalt
der Bücher und über den Zeitpunkt der Ein-
tragungen ist durch Verordnung zu bestimmen.
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(6) Die nach Abs. 1 bis 4 zu führenden Bücher
sind vom Brauereiinhaber beizustellen und nach
den besonderen Erfordernissen der einzelnen
Brauerei einzurichten. Vor der Festlegung auf eine
bestimmte Ausführung der Bücher sind dem Fi-
nanzamt Muster in dreifacher Ausfertigung zu
übergeben. Der Brauereiinhaber darf die dem
Muster entsprechenden Bücher erst dann in Ver-
wendung nehmen, wenn die Muster vom Finanz-
amt genehmigt worden sind. In gleicher Weise
ist zu verfahren, wenn die Brauerei die Ab-
änderung der Einrichtung der Bücher beantragt.
Das Finanzamt kann die Abänderung von zuge-
lassenen Büchern verlangen, wenn aus der Praxis
oder infolge anderer Voraussetzungen ein Be-
dürfnis hiefür eintritt.

§ 17. (1) Brauereiinhabern, die in ihren Be-
trieben innerhalb der ordnungsmäßigen Buch-
führung oder in zusätzlichen innerbetrieblichen
Aufschreibungen alle Angaben, die für die einzel-
nen in § 16 angeführten Bücher gefordert sind,
in übersichtlicher Form festhalten, kann das Fi-
nanzamt die Führung dieser Bücher erlassen.
Voraussetzung hiefür ist, daß die kaufmännischen
und innerbetrieblichen Aufschreibungen laufend
richtig geführt werden.

(2) Das Finanzamt kann Brauereien, die eine
ordnungsgemäße Buchführung aufweisen, wider-
ruflich genehmigen, daß bezüglich des steuer-
pflichtigen Ausganges von Bier in den Bier-
büchern (§ 16 Abs. 4) oder in den Geschäfts-
büchern u n d innerbetrieblichen Aufschreibungen
(Abs. 1) stat t Einzelaufschreibungen nur die ins-
gesamt an einem Tag aus den zugelassenen
Räumen ausgehenden steuerpflichtigen Biermen-
gen, und zwar getrennt nach den einzelnen Bier-
gattungen (§ 3) und nach den zugelassenen Trans -
portgefäßen (§ 5 Abs. 2), laufend eingetragen
werden (summarische Eintragung). Voraussetzung
hiefür ist, daß für jede einzelne Lieferung eine zu-
sätzliche Ausfertigung des Lieferscheines beson-
ders abgelegt wird. Die summarische Eintragung
ist bis 12 U h r mit tag des dem Tag der Weg-
bringung folgenden Werktages durchzuführen.

(3) Die Finanzlandesdirektionen können
Brauereiinhabern auf Antrag und gegen jeder-
zeitigen Widerruf die Frist für die Durchführung
der summarischen Eintragung (Abs. 2) bis zum
vierten Werk tag erstrecken, wenn aus innerbe-
trieblichen Gründen ein größerer Zei t raum für
den Abschluß der Ermit t lungen und Buchungen
hinsichtlich der Geschäftsvorgänge erforderlich er-
scheint. Diese Frist kann in besonderen Aus-
nahmefällen bis zu einer Woche erstreckt werden.

(4) Eine summarische Eintragung ist bezüglich
der Entnahme von Bier zum steuerpflichtigen
Verbrauch innerhalb der Brauerei einschließlich
der Wegbringung zum Bierausschank in örtlicher
Verbindung mit einer Brauerei (§ 20) und des
Rückbieres unzulässig.

§ 18. Der Brauereiinhaber hat die nach § 16
Abs. 1 oder nach § 17 Abs. 1 zu führenden
Bücher und die dazugehörigen Belege zehn Jahre
hindurch aufzubewahren. Innerhalb dieses Zeit-
raumes ist den Organen der Finanzverwaltung
jederzeit Einsicht in die Bücher zu gewähren und
über die Eintragungen Aufklärung zu geben.

Bestandaufnahmen.

§ 19. (1) Der Brauereiinhaber ha t einmal im
Jahr an dem Stichtag, auf den er seine kaufmän-
nischen Geschäftsbücher abschließt, die Bestände
an W ü r z e - u n d Biermengen, und zwar getrennt
nach den einzelnen Biergattungen, festzustellen,
je nach dem Stande der Erzeugung unter Berück-
sichtigung der Teilschwundsätze in die Mengen
an fertigem Bier umzurechnen (Istbestand) u n d
mit dem aus den Zahlen der abzuschließenden Be-
triebs- und Bierbücher sich ergebenden Sollbe-
stand zu vergleichen. Die hiebei errechneten Fehl-
oder Mehrmengen sind in Hunder t te i len des Ge-
samtzuganges seit der letzten Bestandaufnahme
auszudrücken; deren Ursachen sind zu erläutern.
Die Feststellungen, Berechnungen und Erläute-
rungen sind in den Betriebsbüchern festzuhalten
oder in Form von Beilagen letzteren anzu-
schließen. Der Brauereiinhaber hat die Betriebs-
bücher nach dem Ergebnis der Bestandaufnahmen
zu berichtigen.

(2) Der Zei tpunkt der Bestandaufnahme ist vom
Brauereiinhaber dem Finanzamt eine Woche
vorher in zweifacher Ausfertigung anzuzeigen.
Das Finanzamt kann ohne vorgängige Verständi-
gung durch seine Organe an der Bestandaufnahme
teilnehmen oder mitwirken. Über das Ergebnis
der Bestandaufnahme, und zwar über die Würze-
und Biermengen, über die angewendeten Tei l-
und Gesamtschwundsätze, über die Fehl- und
Mehrmengen in Hektol i te rn und in H u n d e r t -
teilen des Gesamtzuganges seit der letzten Be-
standaufnahme, schließlich über die Ursachen der
Fehl- und Mehrmengen, ist das Finanzamt binnen
einer Woche in zweifacher Ausfertigung zu ver-
ständigen.

(3) Das Finanzamt kann unter Festsetzung einer
angemessenen Frist eine amtliche Bestandauf-
nahme insbesondere dann anordnen, wenn die
innerbetriebliche Bestandaufnahme Abweichungen
gegenüber dem Sollbestand von mehr als drei
vom H u n d e r t des Gesamtzuganges oder sonst
auffallende u n d in nicht befriedigender Weise
aufgeklärte Resultate ergab. Bei der amtlichen Be-
standaufnahme hat der Brauereiinhaber oder der
verantwortl iche Betriebsleiter anwesend zu sein
und selbst oder durch seine Angestellten mitzu-
wirken. Über die Bestandaufnahme ist eine
Niederschrift zu verfassen, die der Brauerei-
inhaber oder der verantwortliche Betriebsleiter
mitzuunterzeichnen hat .
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(4) Wenn die amtliche Bestandaufnahme in zwei
aufeinanderfolgenden Fällen unbefriedigende Er-
gebnisse erbracht hat (Abs. 3), kann die Finanz-
landesdirektion vom Brauereiinhaber auf dessen
Kosten die Überprüfung der Verwiegungsvor-
richtungen für Malz, die Ausmessung der Sud-
pfannen und der Anstellbottiche sowie die Über-
prüfung des Inhaltes der sonstigen in Frage kom-
menden Geräte, Gefäße und der Lagerbehältnisse
durch das Bundesamt für Eich- und Vermessungs-
wesen im Rahmen des physikalisch-technischen
Prüfungsdienstes (§ 58 ff MEG.) verlangen. Der
Brauereiinhaber hat die entsprechenden Anträge
beim Bundesamt für Eich- und Vermessungs-
wesen in Wien zu stellen.

(5) Das Bundesministerium für Finanzen kann
Brauereiinhabern, in deren Betrieben eine auch
nach Überprüfung durch das Bundesamt für Eich-
und Vermessungswesen (Abs. 4) vorgenommene
amtliche Bestandaufnahme zu unbefriedigenden
Ergebnissen (Abs. 3) geführt hat, auftragen, daß
die Wegbringungen beziehungsweise Entnahmen
von Bier nur unter amtlicher Aufsicht erfolgen
dürfen. Die aus der amtlichen Aufsicht erwach-
senden Kosten sind vom Brauereiinhaber zu
tragen. Im Sinne dieses Absatzes getroffene Maß-
nahmen der amtlichen Aufsicht sind aufzuheben,
wenn durch Neuermittlungen der Teil- und Ge-
samtschwundsätze, der Rauminhalte von Geräten,
Gefäßen und Lagerbehältnissen sowie durch
sonstige Vorkehrungen nach dem Ergebnis einer
neuerlichen amtlichen Bestandaufnahme die Ge-
währ dafür gegeben ist, daß einwandfreie, die
Verhältnisse des Betriebes und die angewendeten
Brauverfahren berücksichtigende Bestandaufnah-
men möglich sind und Zweifel an der einwand-
freien Entrichtung der Biersteuer nicht mehr be-

Bierausschank einer Brauerei.

§ 20. (1) Wenn in örtlicher Verbindung mit
einer Brauerei oder mit einem ihrer anmelde-
pflichtigen Betriebsräume ein Ausschank von Bier
einschließlich des Kleinverkaufes in Flaschen be-
trieben werden soll, müssen die Ausschankräume
von den Betriebsräumen vollständig getrennt
sein. Hiebei ist es ohne Belang, ob der Ausschank
für Rechnung des Bierherstellers oder einer
anderen Person stattfindet.

(2) Die Finanzlandesdirektionen können gegen
jederzeitigen Widerruf Ausnahmen von dem Er-
fordernis der vollständigen Trennung der Aus-
schankräume von den Betriebsräumen genehmi-
gen, wenn sich eine solche Trennung aus bauli-
chen Gründen nicht oder nur sehr schwer durch-
führen läßt und der Brauereiinhaber sowie der
Inhaber des Bierausschankbetriebes (§ 13 Abs. 2)
abgabenstrafrechtlich unbescholten ist. Sie können
die Genehmigung an die Einhaltung der Bestim-
mungen des Abs. 6 knüpfen.

(3) In derartige Ausschankräume darf Bier
nur in zugelassenen Gefäßen (§ 5) eingebracht
werden.

(4) Eine voraussichtlich länger als vier Tage,
aber kürzer als drei Monate währende Einstel-
lung des Ausschankes von Bier einschließlich des
Kleinverkaufes in Flaschen ist dem Finanzamt
innerhalb von 24 Stunden, die Wiederaufnahme
desselben 24 Stunden vorher auf kürzestem
Wege anzuzeigen.

(5) Vor der Einbringung in die Ausschank-
räume muß das Bier seiner Menge nach im Bier-
buch eingetragen worden sein.

(c) Wenn Bier wiederholt entgegen den Bestim-
mungen des Abs. 5 in Ausschankräume gemäß
Abs. 1 eingebracht worden ist, kann das Finanz-
amt anordnen, daß Bier für den Ausschank in
örtlicher Verbindung mit der Brauerei nur unter
amtlicher Aufsicht auf Kosten des Brauerei-
inhabers gegen rechtzeitige vorherige Anmeldung
aus den genehmigten Räumen (§ 5 Abs. 1) weg-
gebracht werden darf. Das Finanzamt kann fer-
ner anordnen, daß anläßlich der Abfertigung die
Öffnungen der Fässer und Flaschen mit Ver-
schlußstreifen aus Papier zu überkleben sind,
die von der Brauerei beizustellen, vom Finanz-
amt mit dem Tag der Abfertigung und mit fort-
laufenden, an jedem Abfertigungstag für Fässer
und Flaschen gesondert beginnenden Nummern
zu bezeichnen sowie mit dem Dienstsiegel zu
versehen sind. Vor der Verwendung der Fässer
zum Ausschank und vor dem Verkauf der Fla-
schen an den Gast (Käufer) sind die Verschluß-
streifen vom Ausschankpersonal durch Zerreißen
zu entwerten. Derart abgefertigtes Bier darf nur
in angemeldete Ausschankräume (Abs. 1) ein-
gebracht werden; es kann vorher in den nach
§ 5 Abs. 1 genehmigten Räumen gelagert werden.

Nachschau und Prüfung in den der amtlichen
Aufsicht unterliegenden Betrieben.

§ 21. (1) Die Befugnis der Organe der Finanz-
verwaltung zur Nachschau erstreckt sich auf
sämtliche Betriebs- und Lagerräume der Brauerei
einschließlich der Aufbewahrungsorte für die
Braustoffe, auf die an die Brauerei anstoßenden,
mit ihr in Verbindung stehenden Räume, ferner
auf die Räume, in denen der Ausschank von
Bier in Verbindung mit einer Brauerei betrieben
wird.

(2) Der Brauereiinhaber oder dessen Beauf-
tragte haben den Organen der Finanzverwaltung
die in Abs. 1 bezeichneten Räume während der
Geschäftsstunden und, wenn in ihnen gearbeitet
wird oder wenn diese geöffnet sind, jederzeit zu-
gänglich zu halten.

(3) Die Organe der Finanzverwaltung sind be-
rechtigt, in die Bücher und Aufschreibungen
(§§ 16 und 17) Einsicht zu nehmen und Auf-
klärungen über die Buchführung zu verlangen.
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(4) Der Brauereiinhaber oder dessen Beauf-
tragte haben vorzukehren, daß die Betriebs- und
Bierbücher den Organen der Finanzverwaltung
während der Geschäftsstunden jederzeit zur Ein-
sicht zur Verfügung stehen. Dies muß darüber
hinaus noch so lange der Fall sein, als den Auf-
sichtsbeamten die Räume nach Abs. 2 außerhalb
der Geschäftsstunden zugänglich sein müssen.
Sofern bezüglich der Bierbücher die summarische
Eintragung nach § 17 Abs. 2 bewilligt ist, müssen
außerdem die den noch nicht eingetragenen Bier-
mengen entsprechenden Lieferscheine und das
in Verwendung stehende Lieferscheinbuch in
gleicher Weise verfügbar sein.

(5) Der Brauereiinhaber oder dessen Beauf-
tragte haben die übrigen, nach den §§ 16 oder 17
Abs. 1 zu führenden Bücher sowie das Betriebs-
befundheft ( § 1 5 Abs. 3) den Organen der Fi-
nanzverwaltung während der Geschäftsstunden
zur Einsicht zur Verfügung zu halten.

§ 22. Das Bundesministerium für Finanzen
kann durch Verordnung festlegen, wie die Menge
der Ausschlag- oder Anstellwürze, der Extrakt-
gehalt der Ausschlag- oder Anstellwürze sowie
der Stammwürzegehalt des Bieres festzustellen
und wie die Schwundsätze zu ermitteln sind.

Übergangs- und Schlußbestimmungen.

§ 23. (1) Gültig geeichte Bierfässer, die im
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgeset-
zes andere als die in § 5 Abs. 2 Z. 1 bestimmte
Größen aufweisen und mit der Bezeichnung der
Brauerei (§ 5 Abs. 3) versehen sind, dürfen noch
bis 31. Dezember 1959 zur Wegbringung von
Bier verwendet werden, wenn

a) die Biersteuer nach dem eichamtlich be-
zeichneten Rauminhalt berechnet wird oder

b) der Brauereiinhaber sich verpflichtet, der
Berechnung der Biersteuer nicht den eich-
behördlich bezeichneten Rauminhalt, son-
dern die nächsthöhere handelsübliche
Rauminhaltsstufe (§ 5 Abs. 2 Z. 1) zu-
grunde zu legen.

(2) Brauereiinhaber, die von den in Abs. 1
festgelegten Ermächtigungen Gebrauch machen
wollen, haben dies dem Finanzamt vor der ersten
Wegbringung von Bier in Fässern, spätestens
aber bis 10. Jänner 1956, in zweifacher Ausferti-
gung anzuzeigen. Im Falle des Abs. 1 lit. a sind
die Fässer in den jeweils in Betracht kommenden
Aufschreibungen (Büchern, Belegen, Lieferschei-
nen usw.) durch Eintragung des eichamtlich be-
zeichneten Rauminhaltes und der von der
Brauerei in dauerhafter Weise anzubringenden
Faßnummern festzuhalten. Die gleiche Faßnum-
mer darf in einer Brauerei nur einmal verwendet
werden. Der Brauereiinhaber hat über diese
Fässer ein Verzeichnis zu führen, aus dem die
Nummer, das Jahr der Eichung und der Raum-
inhalt zu ersehen sind. Das Verzeichnis hat der
Brauereiinhaber auf dem laufenden zu halten

und auf Verlangen den Aufsichtsorganen vorzu-
legen. Im Falle des Abs. 1 lit. b ist die Anzeige
durch die vorgesehene Verpflichtungserklärung
zu ergänzen.

(3) Wenn der Brauereiinhaber nachweist, daß
die vollständige Umstellung des am 1. Jänner
1956 vorhanden gewesenen Faßbestandes auf die
nach § 5 Abs. 2 Z. 1 zugelassenen Rauminhalts-
stufen bis 31. Dezember .1959 nicht möglich ist,
kann das Bundesministerium für Finanzen die
Weiterverwendung der in Abs. 1 bezeichneten
Fässer noch bis 31. Dezember 1961 bewilligen.
Eine Weiterverwendung bis längstens 31. De-
zember 1963 kann das Bundesministerium für
Finanzen solchen Brauereien bewilligen, die im
vorhergegangenen Kalenderjahr die Biersteuer
für nicht mehr als 14.000 Hektoliter Bier zu ent-
richten hatten, wenn ihnen aus wirtschaftlichen
Gründen nicht zugemutet werden kann, die Um-
stellung ihres Faßbestandes bis 31. Dezember
1961 durchzuführen. Die erforderlichen Anträge
sind jeweils sechs Monate vor dem Zeitpunkte,
bis zu welchem die Ermächtigungen nach Abs. 1
oder die Bewilligung nach Satz 1 gelten, einzu-
bringen.

(4) Brauereiinhabern, die von den Ermächti-
gungen nach Abs. 1 Gebrauch gemacht haben
oder denen vom Bundesministerium für Finanzen
die Weiterverwendung nicht mehr zugelassener
Bierfässer gemäß Abs. 3 bewilligt wurde, ist
hierüber vom Finanzamt eine Bestätigung zwecks
Vorlage an das zuständige Eichamt auszustellen.

§ 24. Der Bund garantiert jedem einzelnen
Land (der Stadt Wien) für die Jahre 1956 und
1957 eine solche Mindestzuweisung an Bier-
steuererträgen, die sich unter Zugrundelegung
eines Gesamtjahresaufkommens von 280 Mil-
lionen Schilling bei Anwendung der in § 4 Fi-
nanzausgleichsgesetz 1956 — FAG. 1956, BGBl.
Nr . 153/1955, festgesetzten Schlüssel ergibt . Da-
nach sich ergebende Differenzbeträge sind den
in Betracht kommenden Ländern anläßlich der
Zwischenabrechnung (§ 7 Abs. 1 FAG. 1956)
flüssigzumachen. Die auf Grund der Bundes-
garantie zu leistenden Beträge sind im Bundes-
voranschlag 1957 beziehungsweise 1958 bei Aus-
gabenkapitel 5 Titel 1 unter dem neu zu eröff-
nenden § 4 „Bundesgarantie gemäß § 24 Bier-
steuergesetz 1955" zu verrechnen.

§ 25. (1) Anzeigen, die nach den bisher gel-
tenden Rechtsvorschriften erstattet, und Maß-
nahmen, die nach diesen Vorschriften getroffen
worden sind und die den in diesem Bundesgesetz
angeordneten gleichen oder ähnlichen Anzeigen
und Maßnahmen entsprechen, gelten bis Ende
Feber 1956, wenn der Brauereiinhaber bis zum
10. Jänner 1956 in zweifacher Ausfertigung die
Erklärung abgibt, daß die angezeigten Verhält-
nisse noch unverändert bestehen und nach den
angeordneten Maßnahmen noch vorgegangen
wird.
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(2) Muster der nach § 16 zu führenden Bücher
sind bis 15. Jänner 1956 beim Finanzamt einzu-
reichen. Ab 1. Feber 1956 dürfen nur mehr den
genehmigten Mustern entsprechende Bücher be-
nützt werden. Bis 31. Jänner 1956 können die
nach den bisher geltenden Rechtsvorschriften
vorgesehenen Vordrucke oder besonders ein-
gerichtete, noch nicht zugelassenen Mustern ent-
sprechende Bücher verwendet werden. Die Brau-
ereiinhaber sind verpflichtet, auf Verlangen des
Finanzamtes die Eintragungen in den behelfs-
mäßigen Büchern für den Monat Jänner 1956 in
die den zugelassenen Mustern entsprechenden
Bücher zu übertragen.

§ 26. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1956 in Kraft. Gleichzeitig treten alle den Ge-
genstand der Biersteuer regelnden Vorschriften,
insbesondere das Biersteuergesetz vom 28. März
1931, Deutsches Reichsgesetzblatt I Seite 110, in
der Fassung des Bundesgesetzes vom 15. Dezem-
ber 1951, BGBl. Nr . 4/1952, die Zehnte Ver-
ordnung zur Einführung steuerrechtlicher Vor-
schriften im Land Österreich vom 8. Februar
1939, Deutsches Reichsgesetzblatt I Seite 194,
und die Durchführungsbestimmungen zum Bier-
steuergesetz vom 28. März 1931, Reichsministe-
rialblatt Seite 135, in der zuletzt geltenden Fas-
sung außer Kraft.

(2) Die Fälligkeit von Steuerschuldigkeiten, die
im Dezember 1955 entstanden sind, richtet sich
nach dem bisherigen Recht.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind das Bundesministerium für Finanzen, bezüg-
lich der eichrechtlichen Bestimmungen das Bun-
desministerium für Handel und Wiederaufbau im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen betraut. Durchführungsverordnungen
können mit Wirksamkeit vom Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes an erlassen
werden.

Körner
Raab Kamitz Illig

2 6 5 . Bundesgesetz vom 6. Dezember 1955
über die Ände rung des B rann twe inmonopo l -

gesetzes.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

§ 107 des Gesetzes über das Branntwein-
monopol vom 8. April 1922, Deutsches RGBl. I
Seite 405, in der Fassung des Bundesgesetzes vom
18. Juli 1951, BGBl. Nr. 179, wird aufgehoben.

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Körner
Raab Kamitz

2 6 6 . Bundesgesetz vom 6. Dezember 1955,
betreffend die Überwachungsgebühr für die
monopolabgabefreie Branntweinerzeugung

zum Hausbedarf.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Bundesgesetz vom 3. Dezember 1953,

BGBl. Nr . 6/1954, in der Fassung des Bundes-
gesetzes vom 26. November 1954, BGBl. Nr . 21/
1955, womit die Überwachungsgebühr für die
monopolabgabefreie Branntweinerzeugung zum
Hausbedarf bis 31. Dezember 1955 erhöht wird,
wird abgeändert wie folgt:

Im § 1 trit t an die Stelle der Zeitangabe
„31. Dezember 1955" die Zeitangabe „31. De-
zember 1957".

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz tr i t t mit 1. Jänner 1956
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen be-
traut.

Körner
Raab Kamitz

2 6 7 . Bundesgesetz v o m 19. Dezember 1955,
betreffend die Veräußerung von bundes-
eigenen Liegenschaften im Gelände vor dem

Hauptbahnhof Linz.
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesministerium für Finanzen ist
ermächtigt, die bundeseigenen Liegenschaften in
Linz, Grundparzelle 1301/17 und Teilflächen der
Grundparzellen 1304/1 und 1305/1, alle inliegend
in der Eisenbahnbucheinlage der Kaiserin
Elisabeth-Bahn, Kat.Gem. Linz, Verzeichnis CIX
und eine Teilfläche der Grundparzelle 1301/1,
EZ. 3026 der Kat.Gem. Linz, zu veräußern.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
wird das Bundesministerium für Finanzen
betraut.

Körner
Raab Kamitz

2 6 8 . Bundesgesetz vom 20. Dezember 1955,
womit das Gehaltsüberleitungsgesetz neuer-
lich abgeändert wird und dienstrechtliche
Bestimmungen für Pensionsparteien getroffen

werden.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

§ 68 b Abs. 1 erster Satz des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fas-
sung des Art. I Z. 2 des Bundesgesetzes vom
25. Mai 1955, BGBl. Nr. 95, hat zu lauten:
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„§ 68 b. (1) In der Zeit vom 1. Juni 1955 bis
31. März 1956 kann das zuständige Bundesmini-
sterium im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt und dem Bundesministerium für
Finanzen für Bundesbeamte des Dienststandes
folgende dienstrechtliche Maßnahmen treffen:"

Artikel II.

Das Bundesministerium für Finanzen wird
ermächtigt, den Pensionsparteien des Bundes ab
1. Jänner 1956 Vorschüsse auf die durch eine
Neuregelung der Besoldung der Bundesbeamten
zu erwartenden Bezugserhöhungen zu gewähren.
Das gilt für Landeslehrer des Ruhestandes und
Empfänger von Versorgungsgenüssen nach
Landeslehrern mit der Maßgabe sinngemäß, daß
an die Stelle des Bundesministeriums für Finan-
zen die nach den landesrechtlichen Vorschriften
zuständige Behörde im Einvernehmen mit dem
zuständigen Bundesministerium tritt .

Artikel III.

(1) Mit der Vollziehung des Artikels I dieses
Bundesgesetzes ist die Bundesregierung, in Ange-
legenheiten jedoch, die nur ein Bundesministe-
rium betreffen, dieses Bundesministerium betraut.

(2) Mit der Vollziehung des Artikels II dieses
Bundesgesetzes ist betraut:

a) hinsichtlich der Pensionsparteien des
Bundes das Bundesministerium für Finan-
zen;

b) hinsichtlich der Landeslehrer des Ruhe-
standes und der Empfänger von Versor-
gungsgenüssen nach Landeslehrern, soweit
die Vollziehung nicht den Bundesländern
obliegt, das Bundesministerium für Unter-
richt, wenn solche Landeslehrer jedoch an
land- und forstwirtschaftlichen Berufs- und
Fachschulen verwendet wurden, das Bun-
desministerium für Land- und Forstwirt-
schaft.

Körner
Raab Schärf Helmer Kapfer
Drimmel Maisel Kamitz Thoma

Illig Waldbrunner Figl

2 6 9 . Bundesgesetz vom 20. Dezember 1955,
womit Bestimmungen zur Durchführung
des Artikels 26 des Staatsvertrages, BGBl.
Nr. 152/1955, hinsichtlich kirchlicher Ver-

mögensrechte getroffen werden.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Abschnitt I.

§ 1. (1) Die Verluste von Vermögenschaften,
gesetzlichen Rechten und Interessen der gesetz-
lich anerkannten Kirchen und ihrer einzelnen
Einrichtungen, die zufolge nationalsozialistischer

Maßnahmen, insbesondere auf Grund des § 5 des
Kirchenbeitragsgesetzes, GBl. f. d. L. Ö. Nr. 543/
1939, und der zu diesem Gesetz ergangenen
Durchführungsverordnungen eingetreten sind,
begründen einen Anspruch nach Artikel 26 § 1
des Staatsvertrages, betreffend die Wiederherstel-
lung eines unabhängigen und demokratischen
Österreich, BGBl. Nr. 152/1955.

(2) Für die Geltendmachung der Ansprüche
sind, soweit sie nicht von den Anspruchsberech-
tigten selbst geltend gemacht werden, in deren
Namen befugt:

a) Für die einzelnen Einrichtungen der katho-
lischen Kirche die Erzdiözese Wien,

b) für die Einrichtungen der evangelischen
Kirche A. und H.B. der evangelische Über-
kirchenrat A. und H.B. in Wien,

c) für die altkatholische Kirche in Österreich
der Synodalrat der altkatholischen Kirche
in Wien.

§ 2. (1) Die Ansprüche gemäß § 1 sind beim
Bundesministerium für Finanzen anzumelden,
welches die Finanzlandesdirektion für Wien,
Niederösterreich und Burgenland in Wien zur
Entgegennahme dieser Anmeldungen in seinem
Namen durch Verordnung ermächtigen kann.

(2) Über das weitere Verfahren und über die
Regelung, von wem und wie die Ansprüche zu
befriedigen sind, ergeht innerhalb eines Jahres
nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ein
gesondertes Bundesgesetz.

Abschnitt II.

§ 3. Die durch die Auflösung der Religions-
fonds eingetretenen Vermögensübertragungen
stellen eine Vermögensentziehung im Sinne des
Artikels 26 § 1 des Staatsvertrages und der Rück-
stellungsgesetze dar.

§ 4. (1) Zur Besorgung der nachstehend ange-
führten Aufgaben und zur Sicherung der ur-
sprünglichen Zweckbestimmung der ehemaligen
Religionsfonds wird die Religionsfonds-Treu-
handstelle errichtet.

(2) Die Religionsfonds-Treuhandstelle ist eine
juristische Person des öffentlichen Rechtes und
hat ihren Sitz in Wien.

§ 5. (1) Das Vermögen, das am 13. März 1938
im Eigentum eines Religionsfonds gestanden ist
und im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bun-
desgesetzes von Dienststellen des Bundes oder der
Bundesländer auf Grund der Bestimmungen des
Behörden-Überleitungsgesetzes verwaltet wird,
geht mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
in sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen
des Ersten Rückstellungsgesetzes, BGBl. Nr. 156/
1946, in das Eigentum der Religionsfonds-Treu-
handstelle über.

(2) Das Bundesministerium für Finanzen stellt
durch Bescheid fest, welche Vermögenschaften im
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einzelnen unter die Bestimmung des Abs. 1
fallen. Das Bundesministerium für Finanzen kann
diese Befugnis durch Verordnung der Finanz-
landesdirektion für Wien, Niederösterreich und
Burgenland in Wien übertragen, welche in diesem
Falle die Bescheide im Namen des Bundesministe-
riums für Finanzen erläßt.

§ 6. Hinsichtlich des Vermögens, das am
13. März 1938 im Eigentum eines Religions-
fonds gestanden ist und nicht unter § 5 Abs. 1
fällt, wird die Religionsfonds-Treuhandstelle
durch dieses Bundesgesetz berechtigt, Rückstel-
lungsansprüche auf solche Vermögen nach den
Bestimmungen der Rückstellungsgesetze geltend
zu machen.

§ 7. Die Bestimmungen des § 2 Abs. 1 und 2
des 2. Rückstellungsanspruchsgesetzes, BGBl.
Nr. 176/1951, in der Fassung des 3. Rückstel-
lungsanspruchsgesetzes, BGBl. Nr . 23/1954, gel-
ten mit der Maßgabe, daß die Religionsfonds-
Treuhandstelle Eigenbedarf und Selbstbetrieb
nach § 1 Abs. 4 des Ersten, § 1 Abs. 5 des
Zweiten und § 12 des Drit ten Rückstellungs-
gesetzes nicht geltend machen kann.

§ 8. (1) Die Befugnisse der Religionsfonds-Treu-
handstelle zur Verfügung über die nach § 5 oder
§ 6 rückgestellten Vermögen sind im übrigen auf
die eines öffentlichen Verwalters im Sinne des
Verwaltergesetzes 1952, BGBl. Nr . 100/1953,
eingeschränkt.

(2) Das Bundesministerium für Unterricht ist
zuständig, im Einvernehmen mit den jeweils in
Betracht kommenden Bundesministerien die er-
forderlichen Genehmigungen zu erteilen.

(3) Bei der grundbücherlichen Einverleibung
von Rechten zugunsten der Religionsfonds-Treu-
handstelle sind gleichzeitig die Beschränkungen
gemäß Abs. 1 im Grundbuch ersichtlich zu
machen.

§ 9. (1) Die Religionsfonds-Treuhandstelle wird
durch ein Kuratorium vertreten und verwaltet,
das aus vier Mitgliedern besteht, die dem Stande
der Beamten des Dienststandes der Bundesmini-
sterien für Inneres, für Unterricht, für Finanzen
und für Land- und Forstwirtschaft zu entnehmen
sind.

(2) Die Mitglieder des Kuratoriums werden von
der Bundesregierung bestellt und abberufen. Sie
üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Auch
Sitzungsgelder dürfen nicht bezahlt werden.

(3) Den Vorsitz im Kuratorium führt der Ver-
treter des Bundesministeriums für Unterricht;
im Falle seiner Verhinderung übt das rangälteste
Mitglied die Funktion des Vorsitzenden aus.

(4) Das Kuratorium wird nach außen vom Vor-
sitzenden vertreten.

§ 10. (1) Das Kuratorium gibt sich seine Ge-
schäftsordnung selbst; sie unterliegt der Geneh-
migung durch die Bundesregierung und ist nach

Erteilung der Genehmigung im amtlichen Teil
der „Wiener Zeitung" zu veröffentlichen.

(2) Das Kuratorium ist beschlußfähig, wenn
mindestens drei Mitglieder anwesend sind.

(3) Das Kuratorium faßt seine Beschlüsse mit
Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des auch sonst mitstimmen-
den Vorsitzenden, wobei die Überstimmten die
endgültige Entscheidung des Bundesministers für
Unterricht verlangen können.

(4) Dem Kuratorium wird zu seiner Unter-
stützung ein Büro angegliedert; das nötige Per-
sonal wird vom Bundesministerium für Unter-
richt beigestellt.

§ 11. (1) Für die Religionsfonds-Treuhandstelle
wird in der Weise rechtsgültig gezeichnet, daß
entweder der Vorsitzende oder ein vom Kura-
torium zu bestimmendes Mitglied gemeinsam
mit einem zweiten Mitgliede des Kuratoriums
der Bezeichnung „Religionsfonds-Treuhand-
stelle" ihre Unterschrift beisetzen.

(2) Das Bundesministerium für Unterricht hat
über die Zeichnungsberechtigung eine Amtsbe-
stätigung auszustellen.

§ 12. (1) Die Religionsfonds-Treuhandstelle
errichtet alljährlich für den 31. Dezember einen
Rechnungsabschluß nach kaufmännischen Grund-
sätzen und legt ihn spätestens am 30. April des
nächstfolgenden Jahres dem Bundesministerium
für Unterricht vor.

(2) Die Gebarung der Religionsfonds-Treu-
handstelle unterliegt der Überprüfung durch den
Rechnungshof.

§ 13. Die Religionsfonds-Treuhandstelle kann
sich vor Gericht, vor den Verwaltungsbehörden,
dem Verwaltungsgerichtshofe sowie dem Ver-
fassungsgerichtshofe durch die Finanzprokuratur
vertreten lassen.

§ 14. Die Religionsfonds-Treuhandstelle kann
mit Genehmigung des Bundesministeriums für
Unterricht im Einvernehmen mit den beteiligten
Bundesministerien die unmittelbare Verwaltung
ihrer Liegenschaften Dienststellen des Bundes
oder — insbesondere was ihren Forstbesitz an-
langt — den Österreichischen Bundesforsten
übertragen.

§ 15. Die Religionsfonds-Treuhandstelle unter-
steht der Aufsicht des Bundesministeriums für
Unterricht.

Abschnitt III.

§ 16. Solange das Kuratorium (§§ 9 bis 11)
nicht konstituiert ist und keine genehmigte Ge-
schäftsordnung besitzt, wird die Religionsfonds-
Treuhandstelle durch das Bundesministerium für
Unterricht vertreten und verwaltet.

§ 17. Die durch dieses Bundesgesetz veran-
laßten Rechtsvorgänge, Urkunden und Schriften,
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welche die Übertragung von Vermögenswerten
zum Gegenstande haben, sind von den Stempel-
und Rechtsgebühren, der Grunderwerbsteuer,
den Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren
sowie den Verwaltungsabgaben des Bundes be-
freit.

§ 18. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist, soweit in diesem Bundesgesetz nicht
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, das
Bundesministerium für Unterricht, und zwar
hinsichtlich des § 17 im Einvernehmen mit dem
beteiligten Bundesministerium, betraut.

Körner
Raab Schärf Helmer Kapfer
Drimmel Maisel Kamitz Thoma

Illig Waldbrunner Figl

2 7 0 . Bundesgesetz vom 20. Dezember 1955
über die Gewährung einer außerordentlichen
Sonderzahlung zu nach bundesgesetzlichen

Vorschriften gewährten Renten.

Der Nationalrat hat beschlossen:

ARTIKEL I.

Außerordentliche Sonderzahlung zu den Renten
aus der Sozialversicherung.

§ 1. (1) Den Empfängern einer für den Monat
Dezember 1955 gebührenden Rente im Sinne des
§ 3 Abs. 1 lit. a und b des Bundesgesetzes vom
30. Juni 1955, BGBl. Nr. 137, wird unter den
dort angeführten Voraussetzungen eine außer-
ordentliche Sonderzahlung gewährt.

(2) Die Bestimmungen des § 3 Abs. 2, 4 und 6
des im Abs. 1 genannten Bundesgesetzes sind auf
die außerordentliche Sonderzahlung anzuwenden.

§ 2. (1) Die außerordentliche Sonderzahlung
mit Ausnahme der zu Waisenrenten beträgt bei
einem Monatsbezug der Rente (§ 1) ohne die
Wohnungsbeihilfe

(2) Die außerordentliche Sonderzahlung zu der
Waisenrente beträgt einheitlich 50 S.

§ 3. Die außerordentliche Sonderzahlung wird
frühestens im Jänner 1956, sonst zugleich mit der
laufenden Rentenzahlung flüssiggemacht.

§ 4. Der Bund trägt den Aufwand für die
außerordentliche Sonderzahlung nach Artikel I
bei jenen Versicherungsträgern, bei denen in der
Pensionsversicherung ein Beitrag des Bundes im
Jahre 1956 gemäß § 80 Abs. 2 ASVG. geleistet
wird.

§ 5. Personen, die im Dezember 1955 eine
Sonderzahlung nach § 21 a des Notarversiche-
rungsgesetzes 1938, BGBl. Nr. 2, in der Fassung
der 3. Novelle, BGBl. Nr. 67/1955, erhalten
haben, gebührt im Jänner 1956 eine außerordent-
liche Sonderzahlung in Höhe von 25 v. H. der
Sonderzahlung, aber mindestens 100 S und höch-
stens 300 S.

ARTIKEL II.

Außerordentliche Sonderzahlung für Kriegsopfer.

§ 6. Rentenempfänger nach dem Kriegsopfer-
versorgungsgesetz, BGBl. Nr. 197/1949, in der
derzeit geltenden Fassung, die im Dezember 1955
eine Ernährungszulage bezogen haben, sowie
Waisen, für die vom Landesinvalidenamt im
Dezember 1955 Kinderbeihilfe gezahlt wurde,
erhalten im Jänner 1956 eine außerordentliche
Sonderzahlung. Diese beträgt für die Waisen 50 S
und für die übrigen Rentenempfänger 25 v. H.
der ihnen am 1. Dezember 1955 zustehenden
Rentengebührnisse (§ 6 Abs. 1 Z. 1 und Abs. 2
Z. 1 KOVG.) einschließlich der im Einzelfall ge-
bührenden Ernährungszulage, aber mindestens
100 S und höchstens 300 S.

ARTIKEL III.

Außerordentliche Sonderzahlung für Renten-
empfänger nach dem Opferfürsorgegesetz.

§ 7. Rentenempfänger nach dem Opfer-
fürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, in der der-
zeit geltenden Fassung, die im Dezember 1955
eine Zusatz- oder Unterhaltsrente bezogen haben,
erhalten im Jänner 1956 eine außerordentliche
Sonderzahlung in Höhe von 25 v. H. der im
Dezember 1955 zustehenden Rentengebührnisse
einschließlich der Erziehungsbeiträge, aber min-
destens 100 S und höchstens 300 S.

ARTIKEL IV.

Außerordentliche Sonderzahlung für Klein-
rentner.

§ 8. Empfänger laufender Leistungen nach dem
Kleinrentnergesetz, BGBl. Nr. 251/1929, in der
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derzeit geltenden Fassung, erhalten im Jänner
1956 eine außerordentliche Sonderzahlung in der
Höhe von 100 S.

ARTIKEL V.

Vollziehung dieses Bundesgesetzes.

§ 9. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Finanzen betraut.

Körner
Raab Maisel Kamitz

2 7 1 . Bundesgesetz vom 20. Dezember 1955,
womit das Preisregelungsgesetz 1950 abgeän-
dert wird (2. Preisregelungsgesetznovelle

1955).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I. (Verfassungsbestimmung.)

Die Erlassung und Aufhebung von Vor-
schriften, wie sie im Preisregelungsgesetz 1950,
BGBl. Nr. 194, in der Fassung der Preisrege-
lungsgesetznovelle 1951, BGBl. Nr. 108, der
Preisregelungsgesetznovelle 1954, BGBl. Nr. 121,
und der Preisregelungsgesetznovelle 1955, BGBl.
Nr. 98, und des Artikels II dieses Bundesgesetzes
enthalten sind, sowie die Vollziehung dieser
Vorschriften ist für die Zeit vom 1. Jänner 1956
bis 31. Dezember 1956 auch in den Belangen
Bundessache, hinsichtlich derer ab 1. Jänner 1956
die bisherigen verfassungsgesetzlichen Grund-
lagen (Art. 10 Abs. 1 Z. 15 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929) nicht
mehr gegeben sind.

Artikel II.

§ 9 Abs. 2 des Preisregelungsgesetzes 1950,
BGBl. Nr. 194, in der im Art. I angeführten
Fassung, hat zu lauten:

„(2) Die Wirksamkeit dieses Bundesgesetzes
erlischt mit 31. Dezember 1956."

Artikel III.

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 31. Dezember
1955 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Inneres im Ein-
vernehmen mit den beteiligten Bundesministe-
rien betraut.

Körner
Raab Helmer

272 . Bundesgesetz vom 20. Dezember 1955,
womit die Geltungsdauer des Lebensmittel-
bewirtschaftungsgesetzes 1952 verlängert

wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

(Verfassungsbestimmung.) Die Erlassung und
Aufhebung von Vorschriften, wie sie im
Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 1952, BGBl.
Nr. 183, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 99/1955 und des Art. II dieses Bun-
desgesetzes enthalten sind, sowie die Vollziehung
dieser Vorschriften ist für die Zeit vom 1. Jän-
ner 1956 bis 31. Dezember 1956 auch in den
Belangen Bundessache, hinsichtlich derer ab
1. Jänner 1956 die bisherigen verfassungsgesetz-
lichen Grundlagen (Art. 10 Abs. 1 Z. 15
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung
Von 1929) nicht mehr gegeben sind.

Artikel II.

In § 13 Abs. 1 des Lebensmittelbewirtschaf-
tungsgesetzes 1952, BGBl. Nr. 183, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes vom 15. Juni 1955,
BGBl. Nr. 99, sind die Worte „31. Dezember
1955" durch die Worte „31. Dezember 1956"
zu ersetzen.

Artikel III.

Dieses Bundesgesetz tritt am 31. Dezember
1955 in Kraft. Mit der Vollziehung des Art. II
dieses Bundesgesetzes sind die Bundesministerien
für Inneres und für Land- und Forstwirtschaft
im Einvernehmen mit den beteiligten Bundes-
ministerien betraut.

Körner
Raab Helmer Thoma

2 7 3 . Bundesgesetz vom 20. Dezember 1955,
womit die Geltungsdauer des Preistreiberei-

gesetzes neuerlich verlängert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

(Verfassungsbestimmung.) Die Erlassung und
Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Preis-
treibereigesetz, BGBl. Nr. 92/1950, in der Fassung
der Preistreibereigesetznovellen, BGBl. Nr. 98/
1951, BGBl. Nr. 100/1952, BGBl. Nr. 123/1954
und BGBl. Nr. 100/1955 und des Artikels II des
vorliegenden Bundesgesetzes enthalten sind, so-
wie die Vollziehung dieser Vorschriften ist für
die Zeit vom 1. Jänner 1956 bis 31. Dezember
1956 auch in den Belangen Bundessache, hin-
sichtlich deren ab 1. Jänner 1956 die bisherige
verfassungsgesetzliche Grundlage (Artikel 10
Abs. 1 Z. 15 des Bundes-Verfassungsgesetzes in
der Fassung von 1929) nicht mehr gegeben ist.
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Artikel II.

Das Preistreibereigesetz, BGBl. Nr. 92/1950, in
der Fassung der Preistreibereigesetznovellen,
BGBl. Nr. 98/1951, BGBl. Nr . 100/1952, BGBl.
Nr. 123/1954 und BGBl. Nr. 100/1955, wird
geändert wie folgt:

Im § 15 ist die Zeitangabe „31. Dezember
1955" durch die Zeitangabe „31. Dezember 1956"
zu ersetzen.

Artikel III.

Dieses Bundesgesetz tri t t am 31. Dezember
1955 in Kraft.

Artikel IV.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind das Bundesministerium für Justiz, das Bun-
desministerium für Inneres und das Bundesmini-
sterium für Handel und Wiederaufbau je nach
ihrem Wirkungskreis betraut.

Körner
Raab Kapfer Helmer Illig

2 7 4 . Bundesgesetz v o m 20. Dezember 1955,
womit das Milchwirtschaftsgesetz abgeän-
dert wird (6. Milchwirtschaftsgesetznovelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

(Verfassungsbestimmung.) Die Erlassung und
Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Milch-
wirtschaftsgesetz, BGBl. Nr . 167/1950, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr . 8/1951,
BGBl. Nr . 69/1953, BGBl. Nr . 135/1953, BGBl.
Nr. 124/1954, BGBl. Nr . 102/1955 und des
Artikels II dieses Bundesgesetzes enthalten sind,
sowie die Vollziehung dieser Vorschriften ist für
die Zeit vom 1. Jänner 1956 bis 31. Dezember
1956 auch in den Belangen Bundessache, hinsicht-
lich derer vom 1. Jänner 1956 an die bisherigen
verfassungsgesetzlichen Grundlagen (Art. 10
Abs. 1 Z. 15 des Bundes-Verfassungsgesetzes in
der Fassung von 1929) nicht mehr gegeben sind.

Artikel II.

Das Milchwirtschaftsgesetz, BGBl. Nr . 167/
1950, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr . 8/1951, BGBl. Nr . 69/1953, BGBl. Nr . 135/
1953, BGBl. Nr . 124/1954 und BGBl. Nr . 102/
1955, wird abgeändert und ergänzt wie folgt:

1. Dem § 4 Abs. 3 wird angefügt: „Weiters
kann die Kommission Bearbeitungs- und Verar-
beitungsbetriebe, in denen Vorschriften dieses
Bundesgesetzes oder Vorschriften, die auf Grund
dieses Bundesgesetzes erlassen worden sind, zu-
widergehandelt wird, insolange von der Gewäh-
rung von Zuschüssen ausschließen, als die ent-

gegenstehenden Hindernisse von dem in
Betracht kommenden Betriebe nicht beseitigt
sind."

2. Im § 6 erhalten die Abs. 1 und 2 die Ab-
satzbezeichnung 2 und 3 und werden als Abs. 1
folgende Bestimmungen eingefügt:

„(1) Der Fonds darf den Bearbeitungs- und
Verarbeitungsbetrieben Preisausgleichsbeiträge
(§ 3) und Transportausgleichsbeiträge (§ 5) je-
weils nur für den Zeitraum vorschreiben, für
welchen er die Grundsätze festgelegt hat, nach
denen Verarbeitungs- und Preisausgleichs-
zuschüsse (§ 4 Abs. 1) sowie Transportkosten-
Vergütungen (§ 5 Abs. 3) gewährt werden."

3. Im § 7 Abs. 1 erster Satz werden nach den
Worten „Milch aus" die Worte „gemäß Abs. 2"
eingefügt.

4. Im § 7 Abs. 6 tritt an Stelle der Zahl „75"
die Zahl „48".

5. Im § 7 wird folgender Abs. 7 angefügt:
„(7) Im Verfahren, betreffend die Zuweisung

eines Einzugs- beziehungsweise Versorgungs-
gebietes, kommt — unbeschadet der Bestimmun-
gen des § 21 Abs. 4 dieses Bundesgesetzes — nur
den betroffenen Bearbeitungs- und Verarbei-
tungsbetrieben Parteistellung im Sinne des Allge-
meinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950,
BGBl. Nr . 172, zu."

6. Im § 9 Abs. 2 werden nach dem Worte
„Ausgleichsbeiträge" jeweils die Worte „und Zu-
schüsse" eingefügt.

7. § 11 Abs. 2 lit. e hat zu entfallen.

8. Im § 27 Abs. 1 treten an Stelle der Worte
„31. Dezember 1955" die Worte „31. Dezember
1956".

9. § 27 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Mit seiner Vollziehung ist hinsichtlich des

§ 8 das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen, hinsichtlich des § 22
das Bundesministerium für Finanzen beziehungs-
weise das Bundesministerium für Justiz be-
ziehungsweise das Bundeskanzleramt, hinsichtlich
des § 24 das Bundesministerium für Justiz und
hinsichtlich der übrigen Bestimmungen das Bun-
desministerium für Land- und Forstwirtschaft
betraut."

Artikel III.

Mit der Vollziehung des Artikels II dieses Bun-
desgesetzes, das am 31. Dezember 1955 in Kraft
tritt, ist das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft im Einvernehmen mit den betei-
ligten Bundesministerien betraut.

Körner
Raab Thoma
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2 7 5 . Bundesgesetz vom 20. Dezember 1955,
womit das Getreidewirtschaftsgesetz abgeän-
dert wird (5. Getreidewirtschaftsgesetz-

novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

(Verfassungsbestimmung.) Die Erlassung und
Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Ge-
treidewirtschaftsgesetz, BGBl. Nr. 168/1950, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 70/
1953, BGBl. Nr. 136/1953, BGBl. Nr. 125/1954,
BGBl. Nr. 103/1955 und des Artikels II dieses
Bundesgesetzes enthalten sind, sowie die Voll-
ziehung dieser Vorschriften ist für die Zeit vom
1. Jänner. 1956 bis 31. Dezember 1956 auch in
den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer
vom 1. Jänner 1956 an die bisherigen verfas-
sungsgesetzlichen Grundlagen (Art. 10 Abs. 1
Z. 15 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fas-
sung von 1929) nicht mehr gegeben sind.

Artikel II.

Das Getreidewirtschaftsgesetz, BGBl. Nr. 168/
1950, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 70/1953, BGBl. Nr. 136/1953, BGBl. Nr. 125/
1954 und BGBl. Nr. 103/1955, wird abgeändert
und ergänzt wie folgt:

1. Im § 3 Abs. 1 treten an Stelle der Worte
„1. Juli, für das folgende" die Worte „15. Ok-
tober, für das laufende" und werden nach den
Worten „Bedachtnahme auf die inländische Pro-
duktion" die Worte „sowie den zusätzlichen
Importbedarf an Weizen hochwertiger Be-
schaffenheit und bestimmter Herkunft" ein-
gefügt. Weiters wird folgender Satz angefügt:
„Im Importplan ist insbesondere auch die Menge
des für die Teigwarenerzeugung bestimmten
Hartweizens festzulegen, die im Verlauf des
Wirtschaftsjahres zum Import zugelassen ist."

2. Im § 3 Abs 3 ist nach dem zweiten Satz
einzufügen: „Ein solcher ist insbesondere bei den
gemäß Abs. 1 letzter Satz für die Teigwaren-
erzeugung bestimmten Hartweizenmengen an-
zuwenden, wenn anzunehmen ist, daß die er-
forderlichen Mengen und Qualitäten durch öf-
fentliche Ausschreibung nicht oder nicht termin-
gerecht beschafft werden können."

3. Dem § 5 Abs. 3 wird angefügt: „Der Fonds
hat dabei Bedacht zu nehmen, daß der Bedarf
der Bevölkerung an den einzelnen Mahl-
produkten in ausreichender Weise gedeckt werden
kann."

4. Dem § 8 Abs. 2 wird angefügt: „Desgleichen
ist der Fonds berechtigt, durch seine Organe in
den einschlägigen Betrieben während der üblichen
Geschäftszeit Proben der in § 1 genannten Waren
entnehmen zu lassen."

5. Nach § 8 wird folgender § 8 a eingefügt:
„§ 8 a. Der Fonds hat Unternehmern, in deren

Betrieb unter Verletzung bestehender Bestim-
mungen Mahlerzeugnissse ohne Bedarfsnachweis
weitergegeben werden, den Rückersatz der ge-
währten Ausgleichszuschüsse gemäß § 5 Abs. 1
und der gewährten öffentlichen Stützungsmittel
auf Basis der Roggenvermahlung durch Bescheid
aufzutragen. In gleicher Weise ist der Fonds be-
rechtigt, den Rückersatz von Fondsmitteln oder
öffentlichen Stützungsmitteln vorzuschreiben,
deren Zahlung durch eine im § 69 Abs. 1 lit. a
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1950, BGBl. Nr. 172, genannte Handlung erwirkt
wurde. Der Anspruch in diesen Fällen richtet
sich gegen den Unternehmer, dem oder dessen
Betrieb die in Betracht kommenden Beträge zu-
geflossen sind."

6. Im § 14 Abs. 1 hat der zweite Satz zu
lauten:
„Diese sind von den Mühlenbetrieben nach den
Umsätzen in Brotgetreide zu leisten."

7. Im § 18 Abs. 1 hat der letzte Satz zu
lauten:
„Rechtskräftig vorgeschriebene Ausgleichs-
beiträge und Verwaltungskostenbeiträge sowie
Vorschreibungen gemäß § 8 a werden im Ver-
waltungswege eingetrieben."

8. Im § 18 werden nach dem Worte „be-
treffen," die Worte „sowie in Angelegenheiten
des § 8 a" eingefügt.

9. Im § 23 Abs. 1 treten an Stelle der Worte
„31. Dezember 1955" die Worte „31. Dezember
1956".

Artikel III.

Mit der Vollziehung des Artikels II dieses
Bundesgesetzes, das am 31. Dezember 1955 in
Kraft tritt, ist das Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit den
beteiligten Bundesministerien betraut.

Körner
Raab Thoma

276. Bundesgesetz vom 20. Dezember 1955,
womit das Viehverkehrsgesetz abgeändert

wird (5. Viehverkehrsgesetznovelle).
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

(Verfassungsbestimmung.) Die Erlassung und
Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Vieh-
verkehrsgesetz, BGBl. Nr. 169/1950, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 71/1953,
BGBl. Nr. 137/1953, BGBl. Nr. 144/1954, BGBl.
Nr. 104/1955 und des Artikels II dieses Bundes-
gesetzes enthalten sind, sowie die Vollziehung
dieser Vorschriften ist für die Zeit vom 1. Jänner
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1956 bis 31. Dezember 1956 auch in den Belan-
gen Bundessache, hinsichtlich derer vom 1. Jän-
ner 1956 an die bisherigen verfassungsrechtlichen
Grundlagen (Art. 10 Abs. 1 Z. 15 des Bundes-
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929)
nicht mehr gegeben sind.

Artikel II.

Im § 18 Abs. 1 des Viehverkehrsgesetzes, BGBl.
Nr. 169/1950, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 71/1953, BGBl. Nr. 137/1953, BGBl.
Nr. 144/1954 und BGBl. Nr. 104/1955, treten
an Stelle der Worte „31. Dezember 1955" die
Worte „31. Dezember 1956".

Artikel III.

Mit der Vollziehung des Artikels II dieses
Bundesgesetzes, das am 31. Dezember 1955 in
Kraft tritt, ist das Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit den
beteiligten Bundesministerien betraut.

Körner
Raab Thoma

2 7 7 . Bundesgesetz vom 20. Dezember 1955,
womit das Rindermastförderungsgesetz ab-
geändert wird (3. Rindermastförderungs-

gesetznovelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

(Verfassungsbestimmung.) Die Erlassung und
Aufhebung von Vorschriften, wie sie im
Rindermastförderungsgesetz, BGBl. Nr. 139/1953,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 134/1954 und BGBl. Nr. 105/1955 und des
Artikels II dieses Bundesgesetzes enthalten sind,
sowie die Vollziehung dieser Vorschriften ist für
die Zeit vom 1. Jänner 1956 bis 31. Dezember
1956 auch in den Belangen Bundessache, hin-
sichtlich derer vom 1. Jänner 1956 an die bis-
herigen verfassungsrechtlichen Grundlagen
(Art. 10 Abs. 1 Z. 15 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929) nicht mehr
gegeben sind.

Artikel II.

Im § 10 des Rindermastförderungsgesetzes,
BGBl. Nr. 139/1953, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 134/1954 und BGBl. Nr. 105/
1955, treten an Stelle der Worte „31. Dezember
1955" die Worte „31. Dezember 1956".

Artikel III.

Mit der Vollziehung des Artikels II dieses
Bundesgesetzes, das am 31. Dezember 1955 in
Kraft tritt, ist das Bundesministerium für Land-

und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit den
beteiligten Bundesministerien betraut.

Körner
Raab Thoma

2 7 8 . Bundesgesetz vom 20. Dezember 1955
über die Abänderung des Rohstofflenkungs-
gesetzes 1951 (Rohstofflenkungsgesetznovelle

1956).
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

(Verfassungsbestimmung.) Die Erlassung und
Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Roh-
stofflenkungsgesetz 1951, BGBl. Nr . 106, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr . 114/1952,
BGBl. Nr . 145/1954, BGBl. N r . 107/1955 und
des Artikels II dieses Bundesgesetzes, enthalten
sind, sowie die Vollziehung dieser Vorschriften ist
für die Zeit vom 1. Jänner 1956 bis 31. Dezem-
ber 1956 auch in den Belangen Bundessache, hin-
sichtlich derer ab 1. Jänner 1956 die bisherigen
verfassungsgesetzlichen Grundlagen (Art. 10
Abs. 1 Z. 15 des Bundes-Verfassungsgesetzes in
der Fassung von 1929) nicht mehr gegeben sind.

Artikel II.

Das Rohstofflenkungsgesetz 1951, BGBl.
Nr . 106, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
N r 114/1952, BGBl. Nr . 145/1954 und BGBl.
Nr . 107/1955, wird wie folgt abgeändert:

1. Der § 1 Abs. 2 letzter Satz hat zu lauten:
„Die Bestimmungen des Außenhandelsver-

kehrsgesetzes 1953, BGBl. Nr . 118, in der je-
weiligen Fassung, bleiben hiedurch unberühr t . "

2. Im § 11 Abs. 1 wird das Datum „31. De-
zember 1955" durch das Datum „31. Dezember
1956" ersetzt.

Artikel III.

(1) Dieses Bundesgesetz tr i t t am 31. Dezember
1955 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau betraut.

Körner
Raab Illig

2 7 9 . Bundesgesetz vom 20. Dezember 1955,
womit das Lastverteilungsgesetz abgeändert

wird (2. Lastverteilungs-Novelle 1955).
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

(Verfassungsbestimmung.) Die Erlassung und
Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Last-
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Verteilungsgesetz 1952, BGBl. Nr. 207, in der
Fassung der Lastverteilungs-Novelle 1954, BGBl.
Nr. 131/1954, der Lastverteilungs-Novelle 1955,
BGBl. Nr. 108/1955, und des Artikels II dieses
Bundesgesetzes enthalten sind, sowie die Voll-
ziehung dieser Vorschriften ist für die Zeit vom
1. Jänner 1956 bis 31. Dezember 1956 auch in
den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer ab
1. Jänner 1956 die bisherigen verfassungsgesetz-
lichen Grundlagen (Art. 10 Abs. 1 Z. 15 des
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von
1929) nicht mehr gegeben sind.

Artikel II.

§ 14 Abs. 2 des Lastverteilungsgesetzes 1952,
BGBl. Nr. 207, in der Fassung der Lastvertei-
lungs-Novelle 1954, BGBl. Nr. 131, und der
Lastverteilungs-Novelle 1955, BGBl. Nr. 108,
hat zu lauten:

„Dieses Bundesgesetz tritt am 31. Dezember
1956 außer Kraft."

Artikel III.

Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses,
Bundesgesetzes richtet sich nach § 14 Abs. 1 des
Lastverteilungsgesetzes 1952, BGBl. Nr. 207, in
der Fassung der Lastverteilungs-Novelle 1954,
BGBl. Nr. 131.

Körner
Raab Schärf Helmer Kapfer
Drimmel Maisel Kamitz Thoma

Illig Waldbrunner Figl

280 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Verkehr und verstaatlichte Betriebe
vom 14. Dezember 1955, womit die Kund-
machung des Bundesministeriums für Ver-
kehr und verstaatlichte Betriebe vom
22. Juni 1955, BGBl. Nr. 128, abgeändert
wird und dienstrechtliche Bestimmungen für
Ruhe(Versorgungs)genußempfänger getrof-

fen werden.
Auf Grund des Beschlusses des Haupt-

ausschusses des Nationalrates vom 12. Dezember
1955 (Gesetz vom 13. April 1920, StGBl.
Nr. 180) wird kundgemacht:

Artikel I.
Der Abs. 1, 1. Satz, des einzigen Paragraphen

der Kundmachung des Bundesministeriums für
Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom
22. Juni 1955, BGBl. Nr. 128, hat zu lauten:

„(1) In der Zeit vom 1. Juni 1955 bis 31. März
1956 kann das Bundesministerium für Verkehr
und verstaatlichte Betriebe, Generaldirektion der
Österreichischen Bundesbahnen, im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzleramt und dem
Bundesministerium für Finanzen für Beamte des
Dienststandes eine für die Bemessung des Ruhe-
genusses anrechenbare besondere Personalzulage
als Härteausgleich zuerkennen."

Artikel II.
Empfängern von Ruhe(Versorgungs)genüssen

werden ab 1. Jänner 1956 Vorschüsse auf die
durch eine Neuregelung der Besoldung der
Bundesbahnbeamten zu erwartenden Bezugs-
erhöhungen gewährt.

Waldbrunner
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